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Im Namen des Volkes 

Urteil 

In der Rechtssache 

 

- Kläg. -

Proz.-Bev.: Büro Heidelberg DGB Rechtsschutz GmbH 
Friedrich-Ebert-Anlage 24, 69117 Heidelberg 

gegen 

- Bekl. -

... ........ 

Proz.-Bev.: 

hat das Arbeitsgericht Heilbronn - 3. Kammer - durch den Richter am 
Arbeitsgericht ..., d. ehrenamtlichen Richter ... und d. ehrenamtlichen Richter ... auf die 
mündliche Verhandlung vom 17.03.2022 

für Recht erkannt: 

1. Es wird festgestellt, dass das Arbeitsverhältnis der Parteien durch die Kündigung der Beklagten vom
25.11.2021, nicht beendet wird.

2. Die Beklagte wird verurteilt, den Kläger bis zum rechtskräftigen Abschluss des Rechtsstreits als .
Richtmeister weiterzubeschäftigen.

3. Die Beklagte hat die Kosten des Rechtsstreits zu tragen.

4. Der Wert des Streitgegenstandes wird festgesetzt auf EUR 18.800,00.
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Tatbestand 

Die Parteien streiten über die Rechtswirksamkeit einer betriebsbedingten Kündigung. 

Der Kläger ist am 10.10.1968 geboren und seit 01.01.2018 bei der Beklagten als Richtmeister 

zuletzt mit einem monatlichen Bruttoentgelt von durchschnittlich 4.703,00 € bei einer regelmäßi

gen wöchentlichen Arbeitszeit von 37,00 Stunden beschäftigt. 

Die Beklagte ist Teil der internationalen L., zu deren Hauptgeschäftsfeld die Produktion, der 

Verkauf und die Vermietung von Veranstaltungszelten, semipermanenten Hallen und 

Industriezelten gehört. Die L.-Kunden finden sich vorwiegend im Messebau sowie in der 

Veranstaltungsbranche und der Industrie. Innerhalb der Unternehmensgruppe ist die 

Beklagte, die an ihren Standorten in Deutschland ca. 170 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

beschäftigt, spezialisiert auf die Produktion und den Verkauf von Zelten und 

semipermanenten Hallen. Sitz der Gesellschaft ist B.R. Weiter hat die Beklagte einen 

Standard B. im brandenburgischen M. Dort ist der Kläger beschäftigt. 

Bei der Beklagten ist ein Betriebsrat gebildet, der für die Standorte F. und B. zuständig ist. 

Schwerpunkt des Unternehmensgegenstands der Beklagten ist die Produktion und der Verkauf 

der Bauten. Daneben unterhält sie einen Bereich „ Rental/Kurzzeitmieten" , der zum einen für 

die L. IZ (im Folgenden nur 12) den Auf- und Abbau deren Zelte unterstützt und daneben 

sogenannte Dauermietverhältnisse, dh. Mietverhältnisse über Zelte und semipermanente 

Bauten betreut (Wartung / Reparatur) und auch den Aufbau von verkauften Bauten vornimmt. 

Die IZ mit Sitz in R., eine Schwestergesellschaft der Beklagten, ist Spezialistin auf dem Gebiet 

der Vermietung von Zelten und semipermanenten Leichtbauhallen innerhalb der L. 

Bereits im Herbst 2019 wurden der Kundenstamm der Beklagten im Bereich Rental von der IZ 

erworben. Die Beklagte tritt seit diesem Zeitpunkt nicht mehr im Vermietungsmarkt auf. Ledig

lich Altverträge im Bereich der Dauermietverhältnisse werden von der Beklagten noch betreut. 

Zur Abwicklung der neuen Mietverhältnisse hat sich die IZ nach dem Herbst 2019 der Richt

meister der Beklagten bedient, d. h. die Beklagte fungierte als interne Dienstleisterin für die IZ. 
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Giengen bei der IZ Kundenaufträge ein, beauftragte diese die Beklagte als Subunternehmerin 

mit der Ausführung der Richtmeistertätigkeit. 

Der Bereich Rental (bestehend aus 9 Richtmeister, 2 Account-Manager und dem Niederlas

sungsleiter B.) wurde vom Geschäftsführer der IZ in Recklinghausen bzw. den von der EZ 

beschäftigten Disponenten verplant und eingesetzt. Hatte die Beklagte Bedarf an Richtmeister

tätigkeit (für den Aufbau verkaufte Hallen/die Reparatur und Wartung bei Dauermietverhältnis

sen) meldete sie dies beim Geschäftsführer bzw. Disponenten der IZ an und wurde von diesen 

bei der Einsatzplanung berücksichtigt. 

Die IZ hat (wobei der Zeitpunkt zwischen den Parteien streitig ist) sich dazu entschlossen, die 

Richtmeistertätigkeit im eigenen Unternehmen zu bündeln und zu konzentrieren und daher die 

Beklagte nicht mehr als Subunternehmerin zu beauftragen. In diesem Zusammenhang hat auch 

die Beklagte sich entschlossen den Bereich Rental aufzugeben und sich zukünftig auf den Ver

kauf und die Produktion zu konzentrieren. 

Mit Schreiben vom 22.11.2021 (zum Inhalt Anlage Blatt 10-20 der Akten) hat die beklagte Partei 

zu beabsichtigten Kündigungen den Betriebsrat angehört, welche mit Schreiben vom 

25.11.2021 (zum Inhalt Anlage Kläger BI. 21, 22 der Akten) den mitgeteilten Kündigungen wi

dersprochen hat. 

Im Anschluss hat die beklagte Partei die Arbeitsverhältnisse von 9 Richtmeister, 2 Account Ma

nager und dem Niederlassungsleiter Berlin gekündigt. Diesen Kündigungsschreiben war ein 

Vertragsangebot der IZ beigefügt, mit dem ein neues Arbeitsverhältnis zur IZ begründet werden 

sollte, jeweils mit den bisherigen Tätigkeiten an den bisherigen Standorten. 

Das Arbeitsverhältnis des Klägers wurde mit Schreiben vom 25.11.2021, zugegangen am 

30.11.2021 zum 31.12.2021 gekündigt. 

Zwei Richtmeister haben zwischenzeitlich ein neues Arbeitsverhältnis mit der IZ zum 1. Januar 

2022 begründet und sind auf Grund Aufhebungsvertrags Ende 2021 bei der Beklagten ausge

schieden. Zwei weitere Richtmeister haben ebenfalls ein neues Arbeitsverhältnis mit der IZ zum 

1. Januar 2022 begründet und arbeiteten bei dieser, darunter der Kläger. Einer dieser Mitarbei

ter hat zum 31. Januar 2022 gekündigt und ist seit dem 1. Februar 2022 bei einem anderen 

Unternehmen beschäftigt. Ein Richtmeister schied aufgrund betriebsbedingter Kündigung zum 

31.12.2021 aus. Soweit bei vier Richtmeistern die ordentliche Kündigungsfrist über den 31. De-
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b) Bei dem Bereich Rental / Richtmeistertätigkeit handelt es sich um eine verselbständigte Ein

heit bei der Beklagten und damit um einen Betriebsteil. 

Der Betriebszweck im Sinne eines Teilzwecks dieser Einheit ist das Errichten, Reparieren und 

Warten von Zeltbauten, welcher sich vom weiteren Betriebszweck Produktion und Verkauf ab

grenzen lässt. 

Zwar befanden sich die Richtmeister, Account-Manager und der Niederlassungsleiter Berlin 

örtlich im Einflussbereich der Beklagten, da es sich um Beschäftigte an Standorten der Beklag

ten handelt. Die organisatorische Verselbständigung ergibt sich jedoch daraus, dass die Ein

satzplanung und Einsatzsteuerung durch den Geschäftsführer der IZ bzw. den Disponenten der 

IZ in R. erfolgte. Dies zeigt, dass die Einheit Rental /Richtmeistertätigkeit von dem weiteren 

Betriebszweck der Beklagten (Produktion und Verkauf der Zelte) abgetrennt und ver

selbständigt war. Auch für den Einsatz der Richtmeister für den Aufbau von Verkaufszelten und 

die Reparatur von Dauermietbauten, also Tätigkeitsbereich der Beklagten, musste der Bedarf in 

Recklinghausen angemeldet werden und wurde von dort aus geplant/eingeplant. Dies zeigt, 

dass dieser Bereich organisatorisch vom übrigen Betriebt der Beklagten abgetrennt war. Ver

stärkt wird dies dadurch, dass auch die Beschaffung von Fahrzeugen und der Werkzeuge nicht 

mehr vom Einkauf /der Beschaffung der Beklagten erfolgte, sondern hiervon losgelöst aus 

Recklinghausen gesteuert wurde. Es handelt sich beim Bereich Rental/Richtmeistertätigkeit 

damit um eine organisatorische Untergliederung der Beklagten. 

Diese Einheit wurde geprägt durch die Richtmeister - der Aufbau der Zelte nutzte das Wissen 

und Können der Richtmeister. Untergeordnet waren Werkzeug und Fahrzeuge. Die maßgebli

che Wertschöpfung erfolgte mit der Leistung der Richtmeister. Damit handelt es sich um einen 

vom Personaleinsatz geprägten Betriebsteil, der betriebsmittelarm ist. 

c) Bei Ausspruch der Kündigung war nicht die dauerhafte Auflösung des Bereichs Rental ge

plant, sondern die Fortführung nunmehr auch vertraglich der IZ zugeordnet. Dies zeigt der Um

stand, dass mit sämtlichen Kündigungsschreiben auch ein Vertragsangebot der IZ an die Ar

beitnehmer übermittelt wurde. Damit ging der Plan dahin, die bisherigen Tätigkeiten, mit den 

bisherigen Arbeitnehmer nunmehr unter dem Dach der IZ fortzuführen. Selbst der Arbeitsort 

(F. bzw. B.) sollte nicht verändert werden. Es ging gerade nicht um die Auflösung der 

bisherigen organisatorischen Einheit. 

Der Übergang sollte auch durch Rechtsgeschäft erfolgen, nämlich dadurch, dass die Arbeits

verhältnisse mit der Beklagten durch Kündigung beendet werden sollten und Arbeitsverhältnis

se mit der IZ begründet werden sollten. Dies zeigt die Kombination von Kündigungsschreiben 
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Person, deren Anteile sämtlich im wirtschaftlichen Eigentum einer dieser Organisationen stehen, tre
ten, sofern die juristische Person ausschließlich die Rechtsberatung der Verbandsmitglieder entspre
chend deren Satzung durchführt und der Verband für die Tätigkeit der Bevollmächtigten haftet. Ist die 
Partei Mitglied eines Verbandes oder Spitzenverbandes, kann sie sich auch durch einen Vertreter ei
nes anderen Verbandes oder Angestellten einer der oben genannten juristischen Personen mit ver
gleichbarer Ausrichtung vertreten lassen. 

Schriftlich einzureichende Anträge und Erklärungen, die durch einen Rechtsanwalt, durch eine Be
hörde ad.er durch eine juristische Person des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihr zur Erfül
lung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse eingereicht werden, sind als elektro
nisches Dokument zu übermitteln. Ist dies aus technischen Gründen vorübergehend nicht möglich, 
bleibt die Übermittlung nach den allgemeinen Vorschriften zulässig. Die vorübergehende Unmöglich
keit ist bei der Ersatzeinreichung oder unverzüglich danach glaubhaft zu machen; auf Anforderung ist 
ein elektronisches Dokument nachzureichen. Gleiches gilt für die nach dem ArbGG vertretungsbe
rechtigten Personen, für die ein sicherer Übermittlungsweg nach § 46g Satz 2 ArbGG zur Verfügung 
steht. 

Mit der Berufungsschrift soll das bei elektronischer Übermittlung erhaltene Original, ansonsten eine 
Ausfertigung oder beglaubigte Abschrift des angefochtenen Urteils vorgelegt werden. Die Geschäfts
stelle des Landesarbeitsgerichts bittet, Schriftsätze in fünffacher Fertigung einzureichen. Dies gilt 
nicht bei Einreichung der Schriftsätze als elektronisches Dokument gemäß § 46c ArbGG. 

2. Für d. Kläg. ist gegen dieses Urteil ein Rechtsmittel nicht gegeben.

D. Vorsitzende:




